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5. Auf der Grundlage der monats- und quartals­
weisen Kontrolle müssen zusammen mit der 
Vorlage des Kreditplanes der LPG durch den 
Rat des Kreises und die Deutsche Bauern-Bank 
die Planerfüllung in den einzelnen Monaten und 
Quartalen vorausschauend eingeschätzt und 
durch die LPG mit Unterstützung der Räte der 
Gemeinden und Kreise rechtzeitig Maßnahmen 
zur Beseitigung aufgetretener Schwierigkeiten 
eingeleitet werden.

6. Zur Kontrolle der Kosten und Arbeitseinheiten­
inanspruchnahme sowie der Entwicklung der 
Einnahmen wird den LPG empfohlen, ent­
sprechend ihrem Entwicklungsstand eine Auf­
schlüsselung der genannten Positionen auf die 
einzelnen Bereiche der LPG vorzunehmen und 
eine exakte Brigadeplanung und Brigadeabrech­
nung in den LPG einzuführen.

7. Ergibt sich bei der Durchführung der Produk­
tion, daß Kosten oder Arbeitseinheiten vor dem 
im Plan vorgesehenen Termin berechtigt in An­
spruch genommen werden, so • können diese 
Kosten früher finanziert werden. Das gleiche 
trifft bei Erlösen zu, wenn sie durch Ursachen, 
die außerhalb der LPG liegen, später anfallen. 
Die Abweichungen sind durch die LPG zu be­
legen. Die Entscheidung über diese Veränderun­
gen trifft der Rat des Kreises auf Antrag der 
LPG. Es ist zu sichern, daß in den folgenden
2 Monaten innerhalb des Planjahres ein entspre­
chender Ausgleich erfolgt.

8. LPG, in denen die Vorschußkürzung nicht aus­
reicht, um die entstandenen Planausfälle aus­
zugleichen, oder bei denen durch die Vorschuß­
kürzung nicht zumutbare Härten für einzelne 
Mitglieder eintreten, können beim Rat des Krei­
ses einen Antrag auf Vorgriff der Inanspruch­
nahme der für die Jahresendauszahlung vor­
gesehenen Mittel stellen. In dem Antrag ist dar­
zulegen, wie die Vorschußzahlung in den LPG 
durchgeführt wird, welche Ursachen den Plan­
ausfällen zugrunde liegen und welcher konkrete 
Termin durch die Mitgliederversammlung zur 
Aufholung der Rückstände beschlossen wurde. 
Zu dem Antrag ist eine Stellungnahme des 
Rates der Gemeinde abzugeben und dem Rat des 
Kreises zur Beschlußfassung vorzulegen. Die 
Deutsche Bauern-Bank ist berechtigt, diesen 
durch Ratsbeschluß bestätigten Vorgriff zu 
kreditieren. In solchen Fällen, wo diese Planaus­
fälle durch Witterungseinfluß, Seuchen usw. 
entstanden sind und trotz der festgelegten Maß­
nahmen nicht vollständig aufgeholt werden 
können und dadurch trotz Einhaltung der 
Grundsätze der Beschlüsse des Präsidiums des 
Ministerrates vom 29. Juni 1961 und 16. Novem­
ber 1961 zusätzliche Überbrückungskredite er­
forderlich werden bzw. überfällige Kredite ent­
stehen, entscheidet der Rat des Bezirkes über die 
Gewährung dieser Kredite. Die Anträge sind
3 Wochen nach Antragstellung durch die LPG 
vom zuständigen Rat des Bezirkes mit entspre­
chender Stellungnahme dem Minister der Finan­
zen und dem Minister für Landwirtschaft, Er­
fassung und Forstwirtschaft zur Bestätigung 
vorzulegen.

9. Entstehen im Laufe des Jahres in den LPG des 
Typ I und II überfällige Kredite, so sind diese 
bis zum Jahresende abzudecken. Reichen dafür 
die genossenschaftlichen Einnahmen nicht aus, 
so sind durch Beschluß der Mitgliederversamm­
lung die notwendigen Mittel durch eine differen­
zierte Umlage von den Mitgliedern aufzu­
bringen.

V.

Bei LPG des Typ III, die die Wirtschaftlichkeit bis­
her noch nicht erreichten, sind folgende Grundsätze 
anzuwenden:

1. In LPG, die 1961 die Wirtschaftlichkeit noch 
nicht erreicht haben, ist durch die Anwendung 
fortgeschrittener Erfahrungen und des wissen­
schaftlich-technischen Fortschritts zu sichern, daß 
sie ab 1962 wirtschaftlich arbeiten und je ganz­
jährig tätiges Mitglied eine Geld- und Natural­
vergütung für Arbeitseinheiten von mindestens 
3120 DM im Durchschnitt des Jahres erreichen. 
Die Arbeitseinheiten müssen von den LPG voll 
aus den selbst erwirtschafteten Einkünften ver­
gütet werden. Zur Sicherung einer Vergütung 
von mindestens 3120 DM sind in Zusammen­
arbeit mit den Genossenschaftsmitgliedern 
durch die Räte der Kreise und Gemeinden ent­
sprechende Maßnahmepläne auszuarbeiten, zu 
beschließen und ihre Durchführung ständig zu 
kontrollieren.

2. LPG, die die Wirtschaftlichkeit noch nicht er­
reichen, die aber gleiche oder sogar noch bessere 
Pioduktionsvoraussetzungen als in der Nähe 
liegende gut wirtschaftende LPG haben, wo der 
Rückstand nur die Folge mangelhafter Arbeit 
ist, erhalten keine Überbrückungskredite. In die­
sen LPG sind mit Unterstützung der Räte der 
Gemeinden und Kreise die fortgeschrittenen 
Erfahrungen anzuwenden, um dadurch noch im 
Jahre 1962 wirtschaftlich zu werden und die 
Arbeitseinheiten der Genossenschaftsmitglieder 
aus den Einnahmen der durch eigene Leistungen 
steigenden Produktion zu vergüten.

3. Bei Produktionsgenossenschaften, wo kompli­
zierte Ubergangsbedingungen, wie z. B. die 
Übernahme einer größeren Zahl verlassener 
Wirtschaften, noch die Produktion behindern, 
sind der Produktionsausfall einzuschätzen und 
realisierbare produktionsfördernde Maßnahmen 
und finanzielle Zuwendungen festzulegen, die 
diesen Rückstand beseitigen helfen und in den 
Produktionsplan aufgenommen werden müssen. 
Die Gewährung von Mitteln der Produktions­
hilfe ist nur noch für LPG in Höhenlagen 
und auf leichten Böden bzw. Sandböden, unab­
hängig von der Wirtschaftlichkeit und dem Typ 
zulässig. Die produktionsfördernden Maßnah­
men müssen vor allen Dingen der Festigung der 
Produktionsgrundlagen dienen und solche Maß­
nahmen, wie Versorgung mit Zucht- und Nutz­
vieh, bodenverbessernde Maßnahmen, Bau von 
Stall- und Siloraum usw., betreffen.

Diese Förderungsmaßnahmen sind vom Rat des 
Kreises nach Anhören der Ständigen Kommis­
sion für Landwirtschaft zu bestätigen. Die Ein­
haltung der Produktionspläne einschließlich der


